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Protest gegen Sparpolitik von Regierung und Parlament 
_ Ein weiterer Verband 

fordert in einer Resolution die 
Zurücknahme von kantonalen 
Sparmassnahmen. 

leer, Logopädin in Erlinsbach und 
Mitglied im VAL-Vorstand, steht des-
halb fest: «Die Zitrone ist ausge-
presst. Seit der letzten Sparrunde 
haben wir schon alle Möglichkeiten 
zur Effizienzsteigerung ausgereizt: 

VON URS MOSER 

Dielee Post nahm gestern der stellver-
tretende Staatsschreiber Urs Meier 
zuhatJ.den der Regierung und des Par-
laments entgegen: ein Paket mit 
rund 5500 Unterschriften unter einer 
Resolution mit dem Titel «Für eine 
vernünftige Personalpolitib. Die Un-
terschriften kommen aus der Lehrer-
schaft, aber auch aus der allgemei-
nen Verwaltung und der Polizei. Mit 
seinen Sparplänen verlasse der Kan-
ton den Pfad dieser vernünftigen Per-
sonalpolitik, so Manfred Dubach, Ge-
schäftsführer des Lehrerverbands 
und Präsident der Konferenz aller 
Staatspersonalverbände. Und was die 
Sparmassnahmen im Bildungsbe-
reich im Speziellen betrifft: Sie wür-
den unter dem Strich sogar zu Mehr-
kosten führen. 

Für die geforderte «Verlässlichkeit 
bei den Löhnen und den Rentem> wä-
re laut den Personalverbänden in den 
nächsten vier Jahren ei.J.J.e Lohnent-
wicldung von 9 Prozent notwendig. 
Der Finanzpl<m der Regierung sieht 
aber lediglich 4 Prozent vor. Damit, 
so die gewerkschaftliche Sicht, soll 
das Personal die Zeche für die Steuer-
senkungspolitik bezahlen. 

Zweifel an Zahlen der Regierung 
Die Regierung will den Haushalt 

um 120 Millionen entlasten. Ein 
Sparprogramm, das nach Auffassung 
der Personalverbände gar nicht nötig 
ist. Abgesehen davon, dass 'die Schät-
zungen auf der Einnahmenseite auf 
überholten Wachstumsprognosen 
beruhten und damit wohl zu pessi-
mistisch seien, habe der Kanton auch 
kein strukturelles Problem beim Aus-
gabenwachstum. Die finanziellen 
Probleme seien vielmehr selbst ver-
ursacht. Denn sie rührten weniger 
von nicht beeinflussbaren Mehrbe-
lastungen etwa durch die Spital:finan-
zierung, sondern von einer überpro-
portionalen Erhöhung der Investitio-
nen. Und die sei nicht mit denAusfal-
len durch die Steuerrevision verein-
bar. Fazit: Es braucht kein Spa..-palcet 
in diesem schmerzlichen Umfang, 
die Investitionen müssen auf ein 
verträgliches Mass zurüdcgestuft 
werden. 

«Konzeptloses Spa:;rprogram.a-n» 
Als beispielhaft für das «konzept-

lose» Programm wurden gestern 
nach der Übergabe der Resolution die 

· Sparvorschläge im Bildungsbereich 
zerpflückt, die allein über 37 der a..J.-
visierten 120 Millionen ausmachen. 
Der Lehrerverband hat jede einzelne 
Massnahme analysiert und lehnt die 
allermeisten davon als untauglich 
oder gar schwer schädlich ab (vgl. 
auch nebenstehenden Artikel zur Lo-
gopädie), Die geplante Erhöhung der 

für Pri.Tfl.ar-

INSERAT 

VON HANS FAHRLÄNDER 

Der Protest gegen die vorgesehenen 
Sparmassnahmen im 
reich, welche die Regierung im Rah-
men ihrer «Leistungsanalyse" präsen-
tiert hat, reisst nicht ab. Der Verein 
Aargauer Logopädinnen und Logopä-
den (VAL) hat an seiner Mitglieder-
versammlung einstimmig eine Reso-
lution zuhanden des Regierungsrates 
verabschiedet. Die Massnahme 315-
12 sieht vor, die Pensen für Kinder 
und Jugendliche an 
der Vollesschule mit 
leichter oder mittle-
rer Sprachstörung 
um 10 Prozent zu 
kürzen. Das ent-
spricht jährlichen 

Gruppen- statt Einzeltherapie, Thera-
pie-Intervalle, nur noch Beratung 
statt Therapie etc. Eine nochmalige 
Kürzung führt mit Sicherheit zu di-
rekten schädlichen Auswirkungen 
auf die K:i...11der: keine Therapie mehr 
für leichte Fälle, lange Wartezeiten, 
Verzicht auf Einzeltherapie etc.» 

Ein Frauenberufwird abgestraft 
Auch wenn für die Logopädin die 

Auswirkungen auf die Kinder im Vor-
dergrund stehen, verweist sie auch 

Einsparungen von Katrillll Schellllker, Logopädin 
975 000 Franken. 

auf die Folgen für 
ihren Berufsstand: 
<<Eine nochmalige 
Kürzung karm nicht 
mehr kompensiert 
werden und führt 
zu massiven Lohn-
einbussen. Man 
wird den Eindrude 

Dicke Post: Personal-Vertreter Manfred Dubach (1.) übergibt dem stv. 
Staatsschreiber Urs Meier 5500 Unterschriften von Staatsangestellten, 
die eine «vernünftige Personalpolitik» fordern. MATHIAS MARX 

Der VAL lehnt diese 
Sparmassnahme ab und fordert die 
Regierung auf, sie zurüclczunehmen. 

Bereits die zweite Kürzung 
Die Logopädie ist eine pädago-

gisch-therapeutische oder medizi-
nisch-therapeutische Fachdisziplin 
zur Behebung von Sprachstörungen 
aller Art. Es gibt Logopädie für Kin-
der und Jugendliche an der Volles-
schule - unterteilt nach leich-
ten/mittleren und schweren Sprach-
störungen-, für Kinder und Jugendli-
che an Sonderschulen und für Vor-
sd1.ulleinder. Betroffen von der 
Sparmassnahme sind nur die Volles-
schulleinder mit leichteren/mittleren 
Sprachstörungen. Im Durchschnitt 
leiden rund 8 Prozent der Vollesschul-
leinder unter Spracherwerbs- oder 
Sprachstörungen. Im Kindergarten 
sind es gegen 20 Prozent, mach 
obem nimmt es kontinuierlic...ll. ab. 

Die Pemen der schulischen Logo-
pädie wurden bereits 2012 um knapp 
10 Prozent gekürzt. Für Katrin Sehen-

nicht los, dass wie-
der eiru.-nal ein Frauenberuf abge-
straft wird.» Nur 7 von rund 200 VAL-
Mitgliedern sind männlicl1. 

Eine Umfrage unter den Mitglie-
dern hat ergeben, dass rund ein Drit-
tel mit grossen finanziellen Einbus-
sen rechnet, wenn die Sparmass-
nahme umgesetzt wird. Ebenso viele 
gaben an, sie würden in diesem Fall 
einen Stellenwechsel erwägen. 

«Wir wurden von der 
rätlichen Absid1.t ohne Vorankündi-
gung überrascht und waren scho-
dciert», sagt Katrin Schenlcer. «Wir 
sind überzeugt: Da hat keine saubere 
Analyse stattgefunden. Wenn unser 
Bereich wirklid1. einen Sparbeitrag 
leisten müsste, gäbe es anaere Mög-
lichlceiten. So wurden die Bewilli-
gungs- und Kontrollverfahren für 
IGnder mit schwerer Sprachbehinde-
rung vor einigen Jahren extrem auf-
wendig ausgestaltet, etliche neue 
Stellen wurden geschaffen. Hier 
könnte mcm sparen - zulasten der 
Bürokratie, nicht der IGnder.» 

Das Ab giit es emst 
schulen von 12 auf 15 Schüler zum 
Beispiel sei wahrschei.J.J.lich gar nicht 
realisierbar. Grund: Das Gesetz setzt 
eine Höchstgrenze von 26 Schülern, 
es müssen also schon Klassen mit 26 
Kindem geteilt werden, nicht erst 
mit30. 

Mehr Schaden alls Nutzen 
Der abtretende Lehrer-Präsident 

Nildaus Stöckli hat eine durchaus 
ökonomische Argumentation dafür 
auf Lager, warum sich die Abstriche 
im Bildungswesen rächen würden: 
Gut gebildete Menschen sind wirt-
schaftlich erfolgreicher, weniger 
kranlc und weniger straffcillig. Der 

Sd1ulerfolg wiederum hängt ganz 
massgeblich von der Professionalität 
der Lehrpersonen ab. Daraus resul-
tiert: Alle Massnahmen, die Abstri-
che bei der speziellen Förderung 
lemscl1wacher wie auch besonders 
begabter Ki.J.J.der machen oder die An-
stellungsbecfuJ.gungen der Lehrperso-
nen verschlechtern, sind nicht nur 
aus pädagogischer Sicht absolut 
schädlich, sondern verursachen am 
Schluss Kosten statt Einsparungen. 
Und in diese Kategorie gehören die 
meisten Sparpläne der Regierung: 
Reduktion Deutsch-Zusatzunterricht, " 
Abscha:ffu..J.g Berufswahljahr, Pen-
senerhöhung für Bezirkslehrer etc. 

Zusammen mit dem Aufgaben- und 
Finanzplan 2014-2017 hat der.Aar-
gauer Regierungsrat Ende August 
das Ergebnis einer «Leistll!ngsana-

mit einer langen Liste wem 
Sparmassnallmallll präsentiert. Sie 
umfasst 200 Positionen, die im Som-
mer noch nicht alle detailliert erläu-
tert und begründet worden waren. 
Manche Sparmassnahmen kann der 
Regierungsrat in eigener l<ompetenz 
umsetzen, andere in die 
Zll!ständigkeit des Grossen Rates 
und bedingen Dekrets- oder (refe-
rendumsfähige) Gesetzesänderun-
gen. Zu diesen Massnahmen star-

tet erst jetzt die Allllhörnmg, weiche 
am Molllltag nach einer Präsenta-
tion dll!rch Finanzdirektor Roland 
ßrogii und Staatsschreiber Peter 
Grünenfelder eröffnet wird. 
37 Millionen des anvisierten Spar-
potenzials von 120 Millionen Fran-
ken entfallen allein auf den IBii-
dll!llli!JISbereiclhi. Gerade hier ist vieles 

geregeit 
und kann somit von der Regierung 
beschlossen werden. Es steht aber 
jetzt schon fest, dass der Lehrerver-
band 211.! aiien 
SparbeschiiiJssen einen Voiksent-
sclhieid erwirken will. (MOU) 

INSERAT 

Bernhard 
Präsident ACS Mitte 

S?-Motlon Gemessen am Haushalt-
volumen des Kantons von fünf Mil-
liarden Franlcen sind Sparmassnah-
men im Umfang von 120 Millionen 
eigentlich gar nicht so gewaltig. Aber 
i.J.-u Einzelnen handelt es sich um 
schmerzhafte Einschnitte. Entspre-
chend heftig reagierte die politische 
Linke auf die Sparanlcündigung und 
malte ein weltuntergangsähnliches 
Bild. Ein Staat, der nicht bereit sei, in 
seine Zulmnft zu investieren, habe 
auch keine Zukunft verdient, wet-
terte SP-Fralctionspräsident Dieter Egli 
im September im Grossen Rat. 

die SP, es sei eine ertragsneutrale 
Tariflcorrektur vorzunehmen, indem 
Entlastungen auf die Einkommens-
spanne zwischen 60 000 und 120 000 
Franlcen beschränlct bleiben. 

eine grundlegende 
der Strassenfi-

nanzierung uns die 

Das kommt für die Regierung er-
wartungsgemäss nicht i.J.J.frage. Trotz 
der spürbaren Entlastungen würden 
die Steuereinnahmen aufgrund aletu-
eUer Prognosen zur Wirtschaftsent-
wicldung nicht sinken, schreibt sie 
i.J.J. ihrer .fuJ.twort. Die Finanzproble-
me lägen nicht auf der Einnahmen-
seite, deshalb seien Sparmassnah-
men zielführend.er. StPHPrPnthc-


